
VBV IM DISKURS
 

Herausgeber: Andreas Zakostelsky, Gabriele Faber-Wiener

Grünes Europa
Grünes Geld
Grüne Arbeitswelt

 Diskussionsrunde 2 (Herbst/Winter 2020) 



VBV IM DISKURS
 

 Diskussionsrunde 2 (Herbst/Winter 2020) 

Grünes Europa
Grünes Geld
Grüne Arbeitswelt



 —   5   —

„Wir tragen als
Vordenker und
Unternehmen mit
Verantwortung
maßgeblich zu 
Klimaschutz und
Lebensqualität 
in Österreich bei.“
CSR-Strategie der VBV-Gruppe
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VBV im Diskurs: 
Ein grüner Herbst …

Unser Online-Diskussionsformat „VBV 
im Diskurs“ hat sich im Jahr 2020 als fixer 
Bestandteil der heimischen Nachhaltig-
keits-Szene etabliert. Gemeinsam mit pro-
minenten Gästen aus Wirtschaft, Politik 
und Wissenschaft haben wir Fragestellun-
gen rund um eine nachhaltigere neue Welt 
beleuchtet. Im Herbst 2020 ging es bei der 
zweiten Runde unseres Diskussionsforma-
tes um „Grünes Europa“, also die aktuellen 
Europathemen, rund um das Jahrzehn-
teprojekt der Europäischen Union: den 
Green Deal. Der zweite Termin widmete 
sich dem Thema „Grünes Geld“, also dem 
konkreten Bestreben der Finanzbranche 
nachhaltiger zu werden. Und zu guter Letzt 
haben wir uns im Diskurs überlegt, ob es so 
etwas wie eine „Grüne Arbeitswelt“ bereits 
in Ansätzen gibt. 

Sie sehen, wir haben es uns bei den The-
menstellungen definitiv nicht leicht ge-
macht. 

Grünes Europa, Grünes Geld, Grüne Arbeits-
welt: Ein grüner Herbst, könnte man ganz 
salopp sagen. Grün, das bedeutet für uns in 
der VBV: nachhaltig, zukunftsweisend und klimaschonend. Als Nachhal-
tigkeits-Pionier haben wir diese Werte seit Jahrzehnten in unserer DNA. 

Emissionen weltweit auf Rekordniveau

Immer grüner – und das ist leider nun nicht positiv gemeint – werden 
schon jetzt unsere Herbst- und Wintermonate. Weltweit haben die Tem-
peraturen im November 2020 Rekorde gebrochen. Laut Experten des 
europäischen Wetter- und Klimawandel-Beobachtungsservice war bei-

Mag. Andreas Zakostelsky 
Generaldirektor VBV-Gruppe,
Vorstandsvorsitzender 
VBV-Vorsorgekasse„Ambitionierte 
Klimaziele müssen 
noch rascher 
umgesetzt werden, 
damit wir nicht nach 
Corona in die nächste 
Krise –  
die Klimakrise – 
geraten.“
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Bei der Wahl der Diskutantinnen und Diskutanten war es uns auch in die-
ser zweiten Serie besonders wichtig, unterschiedlichste Denkrichtungen 
– ob politisch, gesellschaftlich oder wirtschaftlich – einzubinden. Mit 
führenden Persönlichkeiten aus unterschiedlichsten Bereichen ist es uns 
erneut sehr gut gelungen, außergewöhnliche Denkansätze zur Debatte 
zu stellen. 

Auch wenn sich dabei nicht immer alle Sprecher einig waren, manche 
Ansätze sogar höchst kontroversiell diskutiert wurden, so konnten wir 
doch auch hier weitere Impulse setzen. Das bestätigt auch das zahlreiche 
Feedback von Zusehern aus unterschiedlichsten Branchen. Genau das ist 
unser Ziel mit „VBV im Diskurs“ – wir wollen mithelfen, die Zukunft nach-
haltiger zu gestalten. 

Apropos Mithilfe: Ich möchte mich an dieser Stellen nochmals bei allen 
bedanken, die durch ihre Beiträge und Teilnahme zum Erfolg der Veran-
staltungsreihe beigetragen haben. Mein besonderer Dank gilt meiner 
Co-Herausgeberin Gabriele Faber-Wiener, die sich für die herausragende 
Qualität dieser Veranstaltungsreihe mitverantwortlich zeichnet.

Allen Leserinnen und Lesern  wünsche ich eine anregende Lektüre dieses 
Buchs. Ich hoffe, dass Sie aus unserem Diskurs den einen oder anderen 
Impuls ins neue Jahr 2021 mitnehmen können. Wir werden diese Veran-
staltungsreihe im Frühjahr weiter fortsetzen und freuen uns sehr auf Ihre 
Teilnahme.

Herzlichst,
Ihr

Andreas Zakostelsky

PS: Ich freue mich über Ihr Feedback: a.zakostelsky@vbv.at

spielsweise der November weltweit, mit deutlichem Abstand, der wärms-
te seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. Der Klimawandel ist, wie die 
Corona-Krise real.

Der einzige Unterschied scheint zu sein, dass die Lösung des Klimawandels 
noch weiter entfernt liegt: Fünf Jahre nach dem historischen Klimavertrag 
von Paris ist die Welt noch weit davon entfernt, den damaligen Vereinba-
rungen Rechnung zu tragen. Ganz im Gegenteil: Die Emissionen sind leider 
auf ein Rekordniveau gestiegen. Und zudem hat Corona weltweit für eine 
massive Wirtschafts- und teilweise auch Politikkrise gesorgt. Das Thema 
Nachhaltigkeit läuft dabei Gefahr, in Rückstand zu geraten. Das können wir 
uns aber nicht leisten: der  Klimawandel erlaubt keinen Aufschub.

Leitbetriebe als Vorbilder beim Klimaschutz

Wir alle sind daher mehr als aufgefordert, einen Beitrag zu leisten - nicht 
zuletzt die Wirtschaft. Allen voran müssen hier die Leitbetriebe als Vor-
bilder agieren und im eigenen Umfeld die richtigen Schritte setzen. 

Die VBV macht dies – bei den betrieblichen Zusatzpensionen und der Ab-
fertigung NEU – in der Veranlagung von Sozialkapital. Dabei setzen wir 
seit vielen Jahren sehr erfolgreich auf eine nachhaltige Veranlagung. 

Die VBV hat im Jahr 2020 zusätzlich zu ihrem nachhaltigen Kerngeschäft 
auch zahlreiche Impulse für gelebte Nachhaltigkeit gesetzt. So haben wir 
aktiv die Forderungen der WWF Climate Group und von respACT – dem 
Austrian Business Council for Sustainable Development – mitgetragen. 
Die VBV hat auch das Klimavolksbegehren unterstützt. Als Vordenker ist 
es uns wichtig, gerade in der Corona-Krise Impulse zu setzen und einen 
Beitrag in Richtung eines grünen Wiederaufbaus zu leisten.

Diskurs soll zum Handeln anregen

„VBV im Diskurs“ ist das Format, mit dem wir einerseits zum Vordenken an-
regen und andererseits zum Handeln aufrufen wollen. Deshalb haben wir 
mit der Serie im Herbst 2020 profilierte Akteure und Pioniere eingeladen, 
um mit uns einige der zentralen Nachhaltigkeits-Themen unserer Zeit zu 
adressieren. 
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Mitten drin und doch voraus

Ein für alle spannender, fordernder und an-
spruchsvoller Herbst liegt hinter uns. Das 
spiegelt auch die zweite Staffel von „VBV 
im Diskurs“. Als wir diese geplant hatten 
wusste keiner, dass sie mitten im zweiten 
Corona-Lockdown stattfinden würde. 

Und doch: Das Schlüsselwort aller drei Dis-
kurse war nicht Corona, sondern ein Wort, 
dessen Wirkung weit darüber hinausgeht: 
Transformation. Transformation der Ge-
sellschaft, Transformation der Wirtschaft, 
Transformation der Finanzwelt, Transfor-
mation der Arbeitswelt. Diese Veränderung 
auf allen Ebenen, dieser ökonomische und 
soziale Paradigmenwechsel kündigt sich 
seit längerem an. Das war an vielen Zeichen 
zu erkennen. Doch jetzt beschleunigen sich 
diese Veränderungen. Und Transformation 
ist mühsam. Sie bricht bestehende Dinge 
auf, sie bringt Probleme ans Tageslicht. Aber 
– und das ist letztlich das Schöne an Transformation: Am Ende kommt 
etwas Besseres dabei heraus. Etwas, von dem wir alle profitieren. 

Beim Green Deal der EU – dem ersten Diskurs - wurde klar, dass es jetzt 
darum geht, dieses bahnbrechende Werk auf den Boden zu bringen und 
nicht aufgrund der Corona-Krise wieder rückgängig zu machen oder 
aufzuweichen. Für die Finanzwelt – das zweite Diskursthema – bedeutet 
Transformation nichts geringeres als eine historische Chance. Denn die 
Finanzindustrie hat einen der größten Hebel für Nachhaltigkeit und Kli-
maschutz in der Hand. Voraussetzung dafür ist eine grundlegende Aus-
einandersetzung. Genau das ist auch beim dritten Diskursthema – den 
zukünftigen Arbeitswelten – essenziell: Es geht dabei um weit mehr als 
Home-Office und dessen Auswirkungen. Es geht um eine Neudefinition 
des Arbeitsbegriffs, um die Frage der Wertigkeit von Arbeit, inklusive der 
Rahmenbedingungen die es in Zukunft braucht. 

Prof. (FH) Gabriele Faber-Wiener, MBA
Center for Responsible Management

„Es geht ums 
Eingemachte –
für uns alle.
Das bedeutet 
Reflexion.“
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Denn soviel ist klar: Es geht ums Eingemachte – für uns alle. Das bedeutet 
Refl exion – auch für alle. Wenn es uns mit den Diskursrunden gelungen 
ist, zu dieser Refl exion beizutragen, dann ist ein großer Schritt  gelungen.   

Ich danke allen TeilnehmerInnen fürs Dabeisein, ich danke für die vielen 
Fragen, die aus dem Publikum kamen, und vor allem danke ich der VBV 
und den DiskursteilnehmerInnen für die spannenden und lebhaft en Dis-
kussionsbeiträge! 

Sie haben eines gezeigt: Der Bedarf nach Auseinandersetzung steigt. 
Darum wird „VBV im Diskurs“ weitergehen – mit noch mehr Fragen und 
Diskussions-Themen, mit spannenden Persönlichkeiten aus allen Berei-
chen der Gesellschaft  und mit dem gleichbleibenden Engagement aller 
Beteiligten. 

Genau das ist Vorausdenken.

Mit den besten Grüßen und Wünschen,

Gabriele Faber-Wiener 

Zentral auf diesem Weg ist – und das war mir bei der Konzeption der Dis-
kursreihe wichtig – die Qualität und Tiefe der Auseinandersetzung. Es 
geht uns darum, Grundsatzfragen zu stellen, zu versuchen, an die Wur-
zeln der Probleme zu gehen. Das kommt gerade beim Thema Nachhal-
tigkeit, über dessen Bedeutung es oft  völlig unterschiedliche Meinungen 
gibt, manchmal zu kurz – und führt dann zu unbefriedigenden oder dif-
fusen Ergebnissen. 

Eines ist durch die drei Diskurse noch klarer geworden: Wir erleben der-
zeit einen für die ganze Gesellschaft  essenziellen Zeitabschnitt . Wir be-
fi nden uns in einer Phase von Wandel und gleichzeitig Verunsicherung. 
Wir stehen an einer Kreuzung, und man kann vermutlich erst im Nachhin-
ein sagen, welche dieser Transformationen wirklich statt gefunden haben 
und bei welchen mangels Mut oder Innovationskraft  wieder Rückzieher 
gemacht worden sind. 

Wesentlich war und ist bei allen drei Themen daher die normative Ebene, 
d.h. die Frage der Grundprinzipien dahinter. Diese Auseinandersetzung 
ist oft  unbequem, unterscheidet aber einen echten Diskurs von einem 
oberfächlichen Geplauder. 

Hier hat sich bei allen drei Diskursen noch etwas gezeigt: Die einhellige 
Meinung der DiskutantInnen, dass wir anders denken müssen, dass wir 
in Zukunft  anders an diese Grundsatzfragen und -themen herangehen 
müssen. Weg vom Denken in Risiken, hin zum Denken in Chancen, in 
Möglichkeiten. Das ist – zugegeben – mitt en in einer Pandemie nicht ein-
fach und auch mit Bedacht zu tun.  Und doch: Jetzt haben wir die Mög-
lichkeit, Ankündigungen, Gemeinplätze und Statements, die seit langem 
im Raum stehen und die oft  nur halbherzig praktiziert werden, wirklich 
mit Leben zu füllen. Davon gibt es viele rund um das Thema Nachhaltig-
keit: Langfristig statt  kurzfristig zu denken, Dinge off en zu legen, also 
echte Transparenz an den Tag zu legen, die eigenen Auswirkungen zu 
hinterfragen, abzugehen von Schönfärberei und Instrumentalisierung. 
Kurzum: Man muss raus aus Wohlfühlzone.

Das macht es nicht einfach für die Beteiligten. Aber: Wir haben keine 
Alternative. Sich nicht ernsthaft  mit Nachhaltigkeit zu befassen ist heu-
te keine Option mehr – auch da waren sich alle DiskutantInnen einig. Je 
schneller das passiert, je weniger Verantwortungen hin und hergescho-
ben werden, desto unmitt elbarer und größer der Impact. 

Gabriele Faber-Wiener 
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•	 Was ist der Green Deal der EU wirklich?
 Was steckt dahinter? 

•	 Was bedeutet er für Österreich?
 Was kommt auf uns zu?

•	 Was verlangt er von uns ab? 
 Werden wir damit Vorbild – oder Schlusslicht? 

•	 Ist ein nachhaltiges Europa angesichts der
 Corona-Pandemie überhaupt noch fi nanzierbar?

Grünes
Europa

Weltweites
Vorbild oder
Bruchlandung?

VBV im Diskurs – 29. Oktober 2020
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Prof. Dr. Michael Braungart
EPEA GmbH

Michael Braungart ist Chemiker und entwickel-
te das Cradle-to-Cradle-Konzept. Er ist Ge-
schäftsführer von EPEA, der Environmental Pro-
tection Encouragement Agency in Hamburg, 

und wissenschaftlicher Leiter des Hamburger Umweltinstituts. Davor war 
er langjähriger Kampagnenleiter und Chemie-Experte bei Greenpeace 
Deutschland.

Dr. Othmar Karas
Europa-Politiker

Othmar Karas ist seit 1999 Abgeordneter im 
Europaparlament und seit 2019 auch Vizeprä-
siden des Europaparlaments. Er kann auf eine 
langjährige Vergangenheit als Politiker und 

EU-Abgeordneter zurückblicken, war aber auch im Banken- und Versi-
cherungsbereich tätig.

Prof. Dr. Helga Kromp-Kolb 
Leiterin des Zentrums für globalen Wandel und Nachhaltigkeit, 
BOKU Wien

Helga Kromp-Kolb ist Meteorologin und Kli-
maforscherin. Sie forscht seit den 1990er Jah-
ren zum Thema Klimawandel und hat darüber 

grundlegende Publikationen verfasst, die u.a. auch die Grundlage für den 
Nationalen Energie- und Klimaplan sind. 

Katharina Rogenhofer
Initiatorin des Klimavolksbegehrens

Katharina Rogenhofer hat Zoologie (Uni Wien) 
und Nachhaltigkeits-und Umweltmanagement 
in Oxford studiert. Im Dezember 2018 hat sie 
gemeinsam mit anderen die „Fridays For Futu-

re“-Bewegung nach Wien geholt und war maßgeblich an der Organisa-
tion der wöchentlichen Klimastreiks beteiligt. Im April 2019 übernahm 
sie dann die Leitung des österreichischen Klimavolksbegehrens. 

Dr. Michael Strugl 
Vorstandsvorsitzender, Verbund AG

Michael Strugl ist Präsident des Vereines 
Österreichs E-Wirtschaft und Vorstandsvorsit-
zender der Verbund AG. Davor war er Landes-

hauptmann-Stellvertreter in Oberösterreich.

Zu Gast: VBV IM DISKURS
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Auf dem Mond oder im Nirvana 
Der Green Deal hebt ab. Aber wo wird er landen?

Klimakrise, Corona-Pandemie und ein damit einhergehender wirtschaft-
licher Einbruch: Die Zeiten waren wahrlich schon besser, die Stimmung 
schon optimistischer. Gerade in dieser Situation das wirtschaftliche 
System grundlegend neu zu denken ist riskant, aber es ist vielleicht ge-
nau der richtige Zeitpunkt. Jedenfalls ist es aber zwingend notwendig.   

Die Kraft der politischen Vision kann Dinge in Bewegung setzen, die zuvor 
als denkunmöglich galten. Im Mai 1961 trat der neugewählte US-Präsident 
John F. Kennedy vor den Kongress und präsentierte das Ziel, bis zum Ende 
des Jahrzehnts einen Menschen zum Mond und wieder sicher zurück zu brin-
gen. In der Ansprache lag viel Pathos und die Chancen zur Realisierung des 
ambitionierten Plans waren keineswegs überbordend. Aber der visionäre 
Gedanke setzte enorme Energie frei, die letztlich zum Erfolg führte. 

Als die Vorsitzende der EU-Kommission Ursula von der Leyen im vergange-
nen Dezember vor die Öffentlichkeit trat und den „Green Deal“ der EU prä-
sentierte, nahm sie sichtlich Anleihen an JFK. Sie sprach von Europas „Man on 
the Moon“-Moment und formulierte ihrerseits eine beachtliche Zukunftsvi-
sion. „Unsere Wirtschaft mit unserem Planeten in Einklang bringen“, fasste 
sie den Grundgedanken des Plans zusammen. Es geht um nicht mehr und 
nicht weniger als eine CO2-neutrale europäische Wirtschaft, bei gleichzeiti-
ger Kombination aus ökologischer Politik und wirtschaftlichem Wachstum.  

„Der Green Deal“, so Andreas Zakostelsky, „ist der größte visionäre Ansatz in 
Europa seit Jahrzehnten.“ Er steht in einer Reihe mit den Überlegungen zur 
Friedensgemeinschaft Europas, dem Gedanken des Binnenmarkts oder der 
Osterweiterung nach dem Ende des Kalten Krieges. 

Hohe Erwartungen, ehrgeizige Ziele und ambitionierte Maßnahmen oder 
doch nur ein Tropfen auf dem heißen Stein und falsche Hoffnungen? Euro-
pa als weltweites Vorbild im Klimaschutz oder auf dem besten Weg zu einer 
Bruchlandung? Über Auswirkungen und Implikationen des Green Deals dis-
kutierten auf Einladung der VBV-Gruppe AktivistInnen und ExpertInnen aus 
Politik, Wissenschaft und Wirtschaft im Rahmen der Veranstaltung „VBV im 
Diskurs“.

  Europas 
„Man on the 
  Moon“- 
  Moment
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„Wir wollen uns in der EU aus der Klima- und Corona-Krise herausinvestie-
ren“, sagt Othmar Karas, seit über 20 Jahren Mitglied des EU-Parlaments und 
seit 2019 einer der Vizepräsidenten. Als Insider sieht er den Green Deal als 
die programmatische Antwort der Kommission, um die Ziele des Pariser Kli-
maabkommens zu erreichen. Gleichzeitig ist der Deal Herzstück des „Next 
Generation EU“-Sanierungsplans, der mit Investitionen in der Höhe von 750 
Milliarden Euro eine grüne und gerechte Erholung der Wirtschaft auslösen 
und gleichzeitig einen Weg aus der Corona-Krise weisen soll. „Corona-Maß-
nahmen und Maßnahmen für den Klimaschutz sollten nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Denn beides sind  auch Antworten auf eine zunehmen-
de soziale Krise, auf die größte Wirtschaftskrise seit dem zweiten Weltkrieg 
und auf eine sich abzeichnende Umweltkrise“, betont Karas.

Ein halbes Grad macht den Unterschied

Wesentliches Streitthema ist, in welcher Geschwindigkeit die Transforma-
tion stattfinden soll. Die Reduktion der CO2-Emission um 40 Prozent bis 
2030, wie es im Green Deal derzeit festgeschrieben ist, geht vielen nicht 
weit genug. Die Kommission würde hier gerne 50 Prozent als Ziel vorge-
ben, das Parlament 60 Prozent. Dahinter verbirgt sich die Diskussion, ob 
eine Begrenzung der Erderwärmung auf zwei Grad – wie in Paris vereinbart 
– überhaupt ausreichend ist, um den Klimawandel aufzuhalten. 

Für die Klimaforscherin Helga Kromp-Kolb eine müßige Diskussion: „Es 
geht nicht darum, wollen wir eine zwei Grad oder drei Grad wärmere Welt, 
sondern wollen wir eine Welt, in der das Klima stabil ist und die nicht stän-
dig wärmer wird?“ Zur Zeit des Pariser Abkommens glaubte man, dass die 
2-Grad-Grenze ausreichen würde, inzwischen liegen die Wissenschaft-
lerInnen eher bei 1,5 Grad. „Aber eine genaue Grenze ist hier schwer zu 
setzen. Irgendwo in dem Bereich zwischen eineinhalb und zwei Grad Erder-
wärmung können wir nicht mehr mit Sicherheit sagen, dass wir das Klima 
überhaupt im Rahmen dessen, was vom Menschen beeinflussbar ist, stabi-
lisieren können“, warnt Kromp-Kolb.

Das hätte zur Folge, dass wir den nächsten Generationen eine Welt hinter-
lassen, in der sie nur noch darum kämpfen, mit der Erwärmung zurecht zu 
kommen. Bei einer Stabilisierung müssten sich die Menschen zwar an neue 
Gegebenheiten anpassen, hätten aber auch die Chance dazu, weil es nicht 
ständig wärmer wird. „Auch bei einer Erd-Erwärmung um 1,5 Grad wäre 

das Leben kein Paradies auf Erden. Da kann es sein, dass es Städte gibt, 
in denen man nicht mehr das ganze Jahr hindurch leben kann oder dass in 
Mittelmeerregionen vier Monate lang Dürre herrscht“, 
warnt die renommierte Wissenschaftlerin.

Für viele KlimaforscherInnen und AktivistInnen greift 
der Green Deal daher nicht weit genug, denn je stärker 
die Reduktion der Emissionen, umso höher die Wahr-
scheinlichkeit, dass das Klima stabil gehalten werden 
kann. „Es ist eine Frage, wie sicher wir sein wollen. Bei 
einer Reduktion von 60 Prozent bis 2040 haben wir eine 
Zwei-Drittel-Wahrscheinlichkeit, innerhalb der stabilisierbaren Grenze zu 
bleiben. Je stärker und schneller wir reduzieren, umso sicherer sind wir“, 
sagt Kromp-Kolb.

Des Kaisers neue Kleider?

Reduktion, Minimierung, Beschränkung – mit diesen Begriffen kann sich 
Michael Braungart nicht anfreunden. „Wir optimieren absolut das Fal-
sche“, meint er. Braungart ist Chemiker, arbeitet in verschiedenen wissen-
schaftlichen Einrichtungen und ist Gründer der EPEA GmbH, die sich der 
Kreislaufwirtschaft verschrieben hat. Dieses Prinzip – im Englischen „Crad-
le to Cradle“ genannt – hat er Ende der 1990er-Jahre 
gemeinsam mit dem US-amerikanischen Architekten 
William McDonough entworfen.  

Braungart hält wenig davon, sich nur auf Minimierung 
und Reduktion in der Klimafrage zu konzentrieren. Sein 
Fokus liegt auf Rückgewinnung und Wiederverwendung von Ressourcen. 
„Wenn wir wirklich einen Green Deal machen wollen, dann holen wir das 
CO2 aus der Atmosphäre zurück und machen Plastik damit“, ist seine Emp-
fehlung. Es gibt bereits verschiedenen Ansätze, wie das CO2 zurückge-
wonnen und für unterschiedliche Zwecke genutzt werden kann (sh. Box). 
Braungart fordert eine neue Sichtweise ein, die den Menschen nicht nur 
als Belastung für den Planeten, sondern als Chance sieht. Nur so könne die 
Bevölkerung langfristig motiviert werden.

Außerdem kritisiert er, dass der Green Deal vor allem die Energieseite ins 
Visier nimmt. „Das werden wir lösen, wenn wir lernen die Sonne optimal 

„Auch bei einer 
Erd-Erwärmung 
um 1,5 Grad 
wäre das Leben 
kein Paradies
auf Erden.
Helga Kromp-Kolb“

„Wir optimieren 
absolut das  
Falsche.“Michael Braungart
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zu nutzen. Die Materialseite ist eine viel kritischere“, sagt Braungart und 
nennt auch einige konkrete Beispiele.  Von 41 seltenen Elementen, wie 
Scandium oder Erbium, die der Wissenschaftler untersucht hat, unter-
liegt keines einem Recyclingprozess. Das führt etwa dazu, dass in Europa 
aus keinem alten Mobiltelefon ein neues hergestellt wird, wie es dem 
Cradle-to-Cradle-Prinzip entspräche. 

„Ich komme mir vor, wie bei des Kaisers neuen Kleidern“, kritisiert Braun-
gart die Widersprüche in der EU-Politik. Für ihn ist der Green Deal eine 
Beruhigungspille, die von den realpolitischen Gegebenheiten ablenkt. 
Als Beispiel nennt er die europäische Agrarpolitik, die Förderung des 
klimaschädlichen Torf-Abbaus oder den massenhaften Import von Fut-
termitteln, der zur Rodung des brasilianischen Regenwaldes führt. Durch 
die strengen Emissionsvorschriften würden seiner Ansicht nach energie- 
intensive Industrien, wie die Kupferproduktion, aus Europa vertrieben, 
um schließlich die Erzeugnisse aus just jenen Ländern zu importieren, in 

denen sie unter viel umweltschädlicheren Bedingun-
gen hergestellt werden. Starker Tobak und Kritik an der 
Glaubwürdigkeit der EU. 

Eine Kerbe, in die auch Katharina Rogenhofer schlägt. 
Sie studierte Zoologie und engagiert sich in der Fri-
days-for-Future-Bewegung. „Man muss genau hin-

schauen und vor allem auf die Maßnahmen und nicht nur auf die Zielset-
zungen“, betont die Aktivistin, der es ein besonderer Dorn im Auge ist, dass 
nach wie vor, in Österreich wie in Europa, klimaschädigendes Verhalten ge-
fördert wird. Als Beispiel führt sie den Bau von Gasinfrastruktur an. „Wir 
müssen jetzt in das Richtige investieren, aber wir müssen auch anfangen, 
das Falsche zu unterlassen“, appelliert die Klimaaktivistin an die Politik. 

„Wir müssen auch 
anfangen,

das Falsche zu  
unterlassen.“Katharina Rogenhofer

„Wir sind so 
entschlossen und 
finanziell und 
strukturell so gut 
aufgestellt wie 
noch nie.“Othmar Karas

„Es muss 
gelingen, mehr 
ökologisch 
nachhaltige 
Geschäftsmodelle 
zu entwickeln, die 
auch wirtschaftlich 
funktionieren.“Michael Strugl

Wachstumsbegriff auf dem Prüfstand

„Wir dürfen die positive Entwicklung nicht kleinreden“, kontert Othmar 
Karas. In der Geschichte der Europäischen Union habe es noch nie so ein 
starkes, gemeinsames Bekenntnis dazu gegeben, das eigene Wirtschaften 
derart radikal umzubauen. Somit stellt der Green Deal für ihn ein Novum 
in der europäischen Politik dar, weil die EU die Vorreiterrolle einnimmt und 
nicht darauf wartet, dass andere Staaten und Regionen sich ebenfalls zu 
ähnlichen Schritten bekennen. Aus dieser Situation wird ein weltweiter 

Nachhaltigkeits-Wettbewerb entstehen, bei dem Eu-
ropa gute Chancen hat, die Nase vorn zu haben. Für 
Othmar Karas ein Grund für Optimismus: „Wir haben im 
Green Deal ausreichend Geld, um auch die Corona-Kri-
se umzumünzen. Wir sind so entschlossen und finanziell 
und strukturell so gut aufgestellt wie noch nie.“

Für manche ist der Green Deal zu grün, für andere wie-
der zu wenig. Wissenschaftler und Klimaschützer finden die Ziele nur mä-
ßig ambitioniert, andere halten die Ziele per se für die falschen. Wichtig 
wird nun sein, wie der Green Deal umgesetzt und die damit verbundenen 
Gelder eingesetzt werden. 

Für Michael Strugl, Vorstandsvorsitzender der VERBUND AG und ehema-
liger Landeshauptmann-Stellvertreter in Oberösterreich, sind Konzepte 
wie der Green Deal nur dann umsetzbar, wenn daraus auch wirtschaft-
liche Chancen kreiert werden. Wirtschaft und Ökologie müssen kombi-
niert werden, um die Sozialverträglichkeit zu gewährleisten. „Ich bin in 
einem Unternehmen, das erneuerbaren Strom als Ge-
schäftsmodell hat, und wir wissen, dass das wirtschaft-
lich sehr erfolgreich ist. Es muss gelingen, mehr öko-
logisch nachhaltige Geschäftsmodelle zu entwickeln, 
die auch wirtschaftlich funktionieren“, sagt Strugl.  

Genau diese zwingende Kombination aus ökologischer 
Verantwortung und Wirtschaftswachstum ist für die 
Klimaforscherin Helga Kromp-Kolb problematisch. 
„Ein gutes Leben für alle innerhalb der ökologischen 
Grenzen, das muss das Ziel des Green Deal sein. Wenn 
das mit Wirtschaftswachstum geht, gut, aber Wirtschaftswachstum kann 
nicht das Ziel sein“, so Kromp-Kolb. Auch für die Klimaaktivistin Katharina 
Rogenhofer ist das ständige Starren auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) als 
Wachstumsmaßstab die falsche Strategie: „Wenn ich das BIP maximiere, 
will ich den Durchlauf von Gütern und Dienstleistungen, also den Kon-
sum maximieren, was wiederum zur Maximierung des Ressourcenabbaus 
führt.“ Kreislaufwirtschaft wäre hier eine gute Antwort, die im Green Deal 
mehr Berücksichtigung finden muss. 



—   26   —  —   27   —

Not in my backyard!

Um Österreich fit für den Green Deal zu machen bzw. davon zu profitieren, 
müssen nach Ansicht der ExpertInnen noch einige Voraussetzungen ge-
schaffen werden. Da wäre einerseits der Ausbau der Forschungsinvestitio-
nen in nachhaltige Energietechnologien, hier liegt Österreich im Vergleich 
zu anderen EU-Ländern hinten, weiß Othmar Karas. Auch die Fördersys-

Verwertung von Kohlendioxid

Der Green Deal der Europäischen Union sieht vor, die EU bis zum Jahr 2050 
klimaneutral zu machen. D.h. die Emission von CO2 in die Atmosphäre muss 
drastisch reduziert werden. Daneben gibt es aber auch Ansätze, das Koh-
lendioxid aus der Atmosphäre zu filtern, um es für verschiedene Zwecke 
neu zu nutzen bzw. zu „recyclen“. An der RMIT University im australischen 
Melbourne forscht man z.B. an einem Verfahren, mit dem aus CO2 wieder 
Kohle hergestellt werden kann. Das Dresdner Unternehmen Sunfire expe-
rimentiert seit einigen Jahren mit der Herstellung von synthetischen Kraft-
stoffen aus CO2, das aus der Luft gefiltert wurde. 

Andere Verwertungskonzepte gehen in die Richtung, aus Kohlendioxid 
Kunststoff oder Zement zu produzieren. Ein Überbegriff für diese Themen 
lautet „Kohlendioxidwirtschaft“ und meint ein Kreislaufsystem, das diesen 
Stoff nicht nur ausstößt, sondern auch produktiv nutzt. 

Ebenso gibt es Versuche, CO2 ins Erdinnere zu verpressen. Ein Forschungs-
projekt in Island hat damit begonnen, das Kohlendioxid mit Wasser zu verset-
zen und 700 Meter in die Tiefe zu pumpen. Der dortige Untergrund besteht 
aus porösem Basaltgestein, das große Mengen an Magnesium, Kalzium und 
Eisen enthält. In Kontakt mit diesen Mineralien beginnt das Kohlendioxid, 
aus dem im Wasser Kohlensäure entstanden ist, zu versteinern. Innerhalb 
von zwei Jahren ist dieser Prozess der Mineralisierung abgeschlossen. 

Bislang hat allerdings keiner dieser Ansätze den großen Durchbruch ge-
schafft und einige Methoden sind unter KlimaexpertInnen umstritten. Mit 
dem heutigen Wissensstand kann man auch nicht davon ausgehen, dass 
CO2-Verwertungskonzepte allein das Klima stabilisieren bzw. die globale 
Erwärmung stoppen können. Aber jedenfalls könnten solche Technologien 
eine interessante Ergänzung zur Reduktion der Treibhausgase sein. 

teme müssten sich auf neue Anforderungen einstellen: So müssen etwa 
alle Projekte, die bei der Vergabe der Milliarden aus dem Recovery-Fonds 
eingereicht werden, dem Green Deal entsprechen.

Er plädiert auch für eine Erhöhung der öffentlichen Ausgaben für kohlen-
stoffarme Energie. „Außerdem können wir nicht auf zwei Kirtagen gleich-
zeitig tanzen. Heißt: Einerseits in das Richtige zu investieren, aber gleich-
zeitig das Falsche weiterlaufen zu lassen. Hier müssen Zeitpläne für den 
Ausstieg geschaffen werden“, sagt Karas.

„Technologisch machbar ist vieles“, ist Michael Strugl überzeugt. Die 
Maßnahmen stoßen aber nicht immer auf die Akzeptanz der Menschen. 
In Österreich sollen bis zum Jahr 2030 zusätzlich 27 Terrawattstunden aus 
Sonne, Windrädern und Biogas erzeugt werden. Das entspricht etwa 38 
Prozent des aktuellen Inlandsstromverbrauchs. Dazu müssen naturgemäß 
viele neue Anlagen installiert und das Stromnetz ausgebaut werden. Aber 
immer wieder stoßen diese Initiativen auf das „Not in my backyard“-Phä-
nomen. Wind- und Sonnenparks – ja gerne, aber bitte nicht vor meiner 
Haustüre. „Die Leute dort abzuholen, wo sie sind, das wird der Knack-
punkt“, sagt Strugl. Hier ist Aufklärung und Kommunikation gefragt.

Für VBV-Generaldirektor Andreas Zakostelsky wäre die Ökosoziale Steu-
erreform in diesem Zusammenhang ein großer Hebel, der in Österreich 
oft diskutiert, aber immer noch nicht umgesetzt ist. Gemeint ist damit die 
Besteuerung von CO2-Emissionen mit gleichzeitiger Refundierung dieser 
Einnahmen. Dieses Vorhaben ist ein Thema im aktuellen türkis-grünen Re-
gierungsprogramm.

Von der Europäischen Union wünscht sich Zakostelsky auch internatio-
nal mehr Mut, beispielsweise durch einen Importstopp für brasilianisches 
Rindfleisch, wenn weiterhin der Regenwald abgeholzt wird. „Das grüne 
Europa kann weltweites Vorbild sein, aber nur dann, wenn es sich nicht nur 
selbst vorbildlich verhält, sondern auch seine Wirtschaftsmacht einsetzt, 
um für ‚das Gute‘ zu werben.“

Damit wären wir wieder bei der Vision, dem Mann auf dem Mond und John 
F. Kennedy. Visionslose Politik ist gut dazu geeignet, einen Status quo zu 
verwalten. Das kann angesichts von Klima-, Wirtschafts- und Coronakri-
se aber nicht das Mittel der Wahl sein. Die neue europäische Vision heißt 
„Green Deal“, und den haben wir bitter nötig. 

fa
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•	 Was ist Grünes Geld? 
	 Was versteht man darunter? 

•	 Spielt Nachhaltigkeit im Finanzwesen  
	 wirklich eine Rolle? Und wenn ja, welche? 

•	 Können wir mit unserem Geld helfen, 
	 das Klima zu retten? Oder ist das Wunschdenken? 

•	 Was passiert wirklich auf EU-Ebene? 
	 Und wo steht hier Österreich?  

Grünes
Geld

Gibt´s das
wirklich?

VBV im Diskurs – 12. November 2020
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Dr. Christoph Boschan 
CEO Wiener Börse AG

Christoph Boschan ist seit 4 Jahren CEO der 
Wiener Börse AG. Er hat zum Thema Börsewe-
sen promoviert und in Deutschland mehrere 
Börsen geleitet, zuletzt die Börse Stuttgart. Als 

CEO der Wiener Börse ist er auch für die Prager Börse mitverantwortlich.

Leonore Gewessler, BA 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität,  
Innovation und Technologie

Leonore Gewessler ist seit Jänner 2020 
Ministerin. Davor war die studierte Politik 
Wissenschaftlerin Geschäftsführerin der 

Umweltschutzorganisation Global 2000 sowie 6 Jahre lang bei der 
Green European Foundation in Brüssel. Jetzt setzt sie sich u.a. für Green 
Finance ein.

Mag. Christian Felber
Initiator der Gemeinwohl-Ökonomie

Christian Felber ist Autor vieler kritischer Bü-
cher über die Wirtschafts- und Finanzwelt. Die 
von ihm initiierte Gemeinwohl-Genossenschaft 
hat vor kurzen erstmals ein Gemeinwohl-Konto 

eröffnet. Er ist gefragter Redner und Lektor an zahlreichen Hochschulen. 

Prof. Dr. Christian Klein
Professor für Nachhaltige Finanzwirtschaft, Universität Kassel 

Christian Klein ist Mitglied der Wissenschafts-
plattform Sustainable Finance in Deutschland. 
Er befasst sich u.a. mit den Nachhaltigkeitskri-

terien im Finanzbereich und deren Auswirkungen. 

Dipl.-Kfm. Eduard Müller, MBA 
Vorstandsmitglied der Finanzmarktaufsicht (FMA)

Eduard Müller war lange Zeit im Finanzminis-
terium in verschiedenen leitenden Funktionen 
tätig und wurde 2019 als Finanzminister in die 
Expertenregierung Bierlein berufen. Seit Februar 

2020 ist er Vorstand der FMA.

Zu Gast: VBV IM DISKURS
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Green Finance am Vormarsch
Wird uns das heiß Ersehnte kalt erwischen?

Die Corona-Pandemie hat die Welt nach wie vor in ihrem Griff. Abseits 
des menschlichen Leids, der sozialen und psychischen Auswirkungen, 
geraten die öffentlichen Haushalte aus den Fugen. Der Wirtschafts-
einbruch führt zu deutlich reduzierten Steuereinnahmen, während die 
vielen Hilfsmilliarden die Ausgabenseite in bisher unbekannte Höhen 
schnellen lassen. Ist das die richtige Zeit, sich mit Klima- und Umwelt-
schutz auseinanderzusetzen, oder sollte man nicht 
vielmehr versuchen, die angeschlagene Wirtschaft 
von den „grünen Fesseln“ zu befreien?

Eine Frage, auf die es für Umwelt- und Energieminis-
terin Leonore Gewessler ganz bestimmt nur eine Ant-
wort gibt: „Gerade jetzt ist der richtige Zeitpunkt, um 
über den Klimaschutz zu sprechen!“ Aus ihrer Sicht 
darf man die enormen Ausgaben zur Überwindung der aktuellen Situa-
tion nicht vom Ziel, dem Klimawandel Einhalt zu gebieten, trennen. „Wir 
nehmen jetzt viel Geld in die Hand, um uns aus der Krise hinauszuma-
növrieren. Jetzt gilt es, diese Investitionen richtig zu steuern.“ Wenn die 
Milliarden, die jetzt fließen, auch dem Klimaschutz dienen, können zwei 
Fliegen mit einer Klappe geschlagen werden.

Es geht also nicht darum, blindlings die Schwierigkeiten mit Geld zuzu-
kleistern, sondern gerade jetzt einen Lenkungseffekt zu erzielen. Ein 
Effekt, an dessen Ende eine klimaneutrale Wirtschaft steht, so wie sie 
im „Green Deal“ der EU definiert ist: Europa als erster klimaneutraler 
Kontinent bis zum Jahr 2050. Dass das einen massiven Transformations-
prozess der Wirtschaft zur Folge hat, ist nicht weiter verwunderlich, aber 
Gewessler verweist in der Diskussion „Grünes Geld“ im Rahmen der Reihe 
„VBV im Diskurs“ vor allem auf die zentrale Rolle der Finanzwirtschaft als 
Dreh- und Angelpunkt. „Wir müssen die Finanzströme in grüne Investi-
tionen umleiten, sonst sind das Pariser Klimaabkommen und der Green 
Deal nicht realisierbar“, so Gewessler. 

„Gerade jetzt ist 
der richtige
Zeitpunkt, um über 
den Klimaschutz zu 
sprechen!“ 
Leonore Gewessler

Die EU aus
der Krise
finanzieren
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Vom Orchideenfach zum Mainstream-Thema

„Green Finance“ ist das Schlagwort der Stunde und es manifestiert sich 
in den letzten Jahren vor allem in der Bewerbung nachhaltiger Veranla-
gungsformen: grüne Investmentfonds oder Green Bonds. VBV-General-
direktor Andreas Zakostelsky erinnert sich an die Skepsis, mit der nach-
haltige Investments anfangs in seiner Branche beäugt wurden. „Noch vor 
fünf bis zehn Jahren gab es die Meinung, Nachhaltigkeit gehe auf Kosten 
der Performance. Das kann ich eindeutig mit ‚Nein‘ beantworten.“ 

Eine Aussage, die sich auch quantitativ überprüfen lässt. Der VBV Öster-
reichischer Nachhaltigkeitsindex – kurz VÖNIX – listet jene an der Wiener 
Börse notierten heimischen Unternehmen, die hinsichtlich ökologischer 
und gesellschaftlicher Leistungen führend sind. Seit Indexstart 2015 hat 
er eine kumulierte Outperformance von 19,5 Prozent – das entspricht 1,5 
Prozent pro Jahr – gegenüber dem ATX Prime erwirtschaftet. 

„Nachhaltigkeit“, stellt Zakostelsky fest, „hat sich vom Orchideenfach ins 
Zentrum bewegt – auch bei den Führungskräften. Das zeigt zum Beispiel 
die erweiterte Themensetzung im Wirtschaftsforum der Führungskräfte 
WdF“. Ein Paradigmenwechsel hin zur Nachhaltigkeit ist im Gange, und 
das zeigt sich auch im Anlageverhalten. Der Fachverband Forum Nach-
haltige Geldanlagen (FNG) vermeldete bei der Präsentation des Markt-
berichts für 2019 neue Spitzenwerte für Österreich. Um satte 44 Prozent 
stieg das Volumen nachhaltiger Anlagen im Vergleich zum Vorjahr und 
erreichte 22 Milliarden Euro. Erstmals überspringt der Anteil nachhalti-
ger Investments am Gesamtvolumen die 10-Prozent-Hürde. 

Eine Entwicklung, die auch der CEO der Wiener Börse, Christoph Boschan, 
bestätigen kann: „Wir sehen die zunehmenden Volumina sowohl auf staat-
licher Finanzierungsseite als auch bei Privaten.“  Der größte Hebel dabei 
wird von institutionellen Anlegern betätigt. Der CEO des weltgrößten 
Vermögensverwalters BlackRock, Larry Fink, wendet sich regelmäßig mit 
seinem „Letter to CEOs“ öffentlichkeitswirksam an jene internationalen 
Konzerne, die auf seine Investments zum Teil auch angewiesen sind. Dar-
in stand zuletzt die bemerkenswerte Aussage „Climate Risk is Investment 
Risk“ zu lesen. Jede Regierung, jedes Unternehmen und jeder Aktionär, so 
Fink, hat die Pflicht, sich gegen den Klimawandel zu stemmen. Das hat Ge-
wicht: BlackRock verfügt über ein Veranlagungsvolumen in der Höhe des 
gesamten Bruttoinlandsprodukts der Bundesrepublik Deutschland. 

Ein weiterer Big Player ist die Europäische Union. Die Umsetzung des 
„Green Deals“ wird Milliarden Investitionen in den Nachhaltigkeitssektor 
benötigen. „Um Österreich auf den Weg zur Klimaneutralität zu bringen, 
braucht es bis zum Jahr 2030 jedenfalls Investitionen in der Höhe von 170 
Milliarden Euro. Das sind die Zahlen aus der derzeit gültigen Klima- und 
Energiestrategie Österreichs, noch ohne unser Zieldatum 2040. Die Öf-
fentliche Hand kann das nicht allein stemmen,“ sagt Bundesministerin 
Leonore Gewessler. Um diese Transformation hin zur nachhaltigen Wirt-
schaft finanziell bewältigen zu können, wird es auch private Investoren 
und den Finanzsektor brauchen. 

Gute Nachrichten also für Privatanleger, die ihr Geld in eine nachhaltige 
Entwicklung investieren möchten. Um den Anreiz zu erhöhen, ist auch 
eine Befreiung nachhaltiger Veranlagungen von der Kapitalerstragssteu-
er (KeSt) geplant. Ministerin Gewessler rechnet mit einer Konkretisie-
rung im Laufe des nächsten Jahres (Anm.: 2021): Und an einer „grünen“ 
Staatsanleihe wird ebenfalls gearbeitet.

Paradigmenwechsel in Kreditvergabe und  
Risikomanagement

Die Veranlagung von Geldern in nachhaltigen Finanzprodukten stellt al-
lerdings nur die derzeit sichtbare und sprichwörtliche Spitze des Eisbergs 
bei der bevorstehenden Transformation des europäischen Bankwesens 
dar. Tatsächlich sind die Pläne der Europäischen Kommission wesentlich 
umfangreicher. 

Um dies durchzusetzen hat die Kommission eine eigene Taxonomie 
festgeschrieben. Die zentrale Fragestellung des Regelwerks lautet: Wie 
bringen wir die gesamte Wirtschaft in Einklang mit den Zielen des Pari-
ser Klimaabkommens? Dieses EU-weite Klassifizierungssystem gilt auch 
für alle Finanzprodukte. Für die Bankenbranche bedeutet das nicht mehr 
und nicht weniger, als dass die Aspekte Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
zur regulatorischen Vorgabe werden. Die in den kommenden Monaten 
auszuarbeitenden Details werden sich nicht auf den Bereich der Veran-
lagungen beschränken, sondern in das Kerngeschäft der Banken eingrei-
fen – in die Kreditvergabe. →
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IN
FOVademecum der Begrifflichkeiten

Divestment
Divestment meint den Abzug von Kapital aus bestimmten Unternehmen, 
Branchen oder Veranlagungsformen. Im Sinne der Nachhaltigkeit wird 
damit häufig der Rückzug von Geldern aus stark umweltbelastenden Wirt-
schaftszweigen bezeichnet. 

Gemeinwohlökonomie
Sie bezeichnet ein ökonomisches System, bei dem das Wohl aller im Zen-
trum steht. Weitere Informationen finden Sie unter https://web.ecogood.

Green Bond
Ein Green Bond ist eine Anleihe, bei der die aufgebrachten Mittel für nach-
haltige Projekte – etwa zur Vermeidung des Klimawandels – eingesetzt.

Green Finance Agenda
Seit Februar 2019 gibt es in Österreich die „Green Finance Agenda“. Schlüs-
selakteure des heimischen Finanzsektors widmen sich der Frage, wie der Fi-
nanzmarkt einen Beitrag zur Erreichung der Klima- und Energieziele leisten 
kann.

(Green) Financial Literacy
Mit Financial Literacy ist das grundlegende Verständnis rund um finanztech-
nische Zusammenhänge gemeint. Was unterscheidet Zinsen von Dividen-
den? Was ist Haben und was Soll? Was heißt es, wenn mein Kredit Euribor 3M 
plus 50 Basispunkte kostet? Diese und ähnliche Fragen kommen in den Lehr-
plänen der unterschiedlichen Unterstufen und der AHS-Oberstufe kaum vor, 
weshalb es um die finanzielle Alphabetisierung in Österreich eher schlecht 
bestellt ist. Der Begriff „Green Financial Literacy“ ergänzt das grundsätzliche 
Finanzwissen um eine ökologische und soziale Komponente. 

Green Washing
Green Washing ist eine umstrittene Form des Marketings bzw. der Public 
Relations. Mit gezielten Kommunikationsmaßnahmen, zweifelhaften Studi-
en oder eigens kreierten Öko-Labels wird der Eindruck vermittelt, die eige-
nen Produkte würden nachhaltige Standards erfüllen. Damit soll ein Image 
vermittelt werden, das nicht der Realität entspricht. 

Impact Investment
Impact bedeutet übersetzt „Wirkung“ und entsprechend sind bei Impact In-
vesting also Investments gemeint, die nicht nur Rendite abwerfen, sondern 
auch ökologisch und sozial wirken sollen. 

Impact Washing
Damit gemeint ist die Überzeichnung der positiven Wirkung einer Veranla-
gungsform bzw. einer speziellen Veranlagung. Wenn also etwa ein Invest-
ment Fonds mit ökologischem und sozialem Impact wirbt, den er eigentlich 
gar nicht erzielen kann oder will. 
org/de/unsere-arbeit/gemeinwohl-bilanz/

Taxonomie
Im Zusammenhang mit Green Finance bedeutet Taxonomie ein einheit-
liches Klassifizierungssystem für nachhaltige Finanzprodukte. Dieses ist 
festgehalten in der Taxonomie-Verordnung der Europäischen Union. Anzu-
wenden ist sie ab dem 1. Jänner 2022 im Bereich Klimaschutz und ab dem 
1.  Jänner 2023 für die übrigen Umweltziele der EU (nachhaltige Nutzung 
und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen, Übergang zu einer Kreis-
laufwirtschaft, Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung, 
Schutz und Wiederherstellung der Biodiversität und der Ökosysteme, etc.).
werden. 

→ Banken werden künftig die Klimaschädlichkeit ihres Kreditportfolios und 
den diesbezüglichen Risikogehalt quantifizieren müssen. Darüber hinaus 
ist u.a. eine Strategie zur Reduktion der CO2-Emissionen in den Kreditport-
folios zu erarbeiten, sind die Risiken aus dem bevorstehenden Transforma-
tionsprozess der Wirtschaft zu bewerten und ist das Emissionsverhalten 
von Kreditnehmern in deren Risikobeurteilung aufzunehmen.

Christian Klein, Professor für nachhaltige Finanzwirtschaft an der Universi-
tät Kassel, warnt aber davor, das Kind mit dem Bade auszuschütten: „Nahe-
liegend wäre es, dass ich zukünftig als Portfoliomanager solche Positionen, 
wie z.B. die Stahlindustrie, die zu den CO2-intensivsten Branchen zählt, aus 
dem Portfolio streiche. Was habe ich damit bewirkt? Ich habe mein Risiko 
verringert, aber ich habe nichts erreicht, um den Klimawandel aufzuhal-
ten“, warnt Klein vor einfachen Lösungen. Denn jemand anderer würde 
auf jeden Fall in diese Industrie investieren und der CO2-Ausstoß um kein 
Gramm verringert. Im schlechtesten Fall wandert die Stahlindustrie in Län-
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der außerhalb der EU ab und wir importieren anschließend ein keineswegs 
nachhaltig hergestelltes Produkt. 

Gleichzeitig wird auch in 20 Jahren noch Stahl benötigt, nicht zuletzt 
für Windräder. „Der richtige Ansatz ist, wie können wir wirklich Kapi-
talströme nachhaltig lenken“, sagt Klein. Das hieße dann für das Bei-
spiel der Stahlindustrie, sehr wohl weiterhin investieren, aber mit 
klaren Vorgaben in Richtung zukunftsfähiges, nachhaltiges Geschäfts-
modell. Der Wissenschaftler will raus aus dem Schwarz-Weiß-Den-
ken: „Die Frage was ist nachhaltig und was nicht, führt in die Irre. Denn 
jede Transformation ist nachhaltig: Die Frage ist vielmehr: Wie wir es 
schaffen, die Welt dorthin zu führen, was wir für lebenswert halten.“  

Berichtspflicht zur Nachhaltigkeit kommt 

Die Europäische Union wird in naher Zukunft von den Banken Nachhal-
tigkeitskennzahlen für jegliche Form der Finanzierung verlangen, damit 
wiederum die Bank selbst bewertet werden kann. Das heißt konkret: 
Entsprechen die Bankaktivitäten den Definitionen der Taxonomie-Ver-
ordnung, dann sind sie nachhaltig und die Bank kann mit günstigen Zin-
sen für die Refinanzierung rechnen. Gleichzeitig wird die Bank von ihren 
Unternehmenskunden diese Kennzahlen einfordern, um erstens die Da-
ten für die Berichtspflicht an die EU zu generieren und zweitens eine Ri-
sikoabwägung treffen zu können. Kurz und knapp: Ein Kreditkunde mit 
hohem CO2-Ausstoß wird die Bank Geld kosten, weshalb solche Kredit-
nehmer mit steigenden Zinsen konfrontiert sein werden. 

Aktuell ist noch unklar, welche Daten genau erhoben werden müssen, 
welche Risiken zu bewerten sind und um welche Kennzahlen das Repor-
ting der Häuser zu erweitern sein wird. Und somit tun sich sowohl Banken 
als auch Unternehmen aktuell schwer, konkrete Schritte zu unterneh-
men. Verschlafen darf man die Sache aber sicher nicht. „Derzeit gibt es 
die Daten noch nicht, aber das wird kommen,“ sagt Finanzwissenschaft-
ler Christian Klein und weist auf die Dringlichkeit hin: „Die Taxonomie ist 
nicht freiwillig, das ist Pflicht. In zwei Jahren wird der Kapitalmarkt berich-
ten müssen.“

Wer sich schon jetzt intensiv mit dem Thema auseinandersetzt und ver-
sucht, die Institute entsprechend vorzubereiten, ist die österreichische 

„Der Leitfaden 
ist ganz bewusst  
partizipativ 
entstanden.“Eduard Müller

Umfassender Gemeinwohlansatz

Nicht weit genug geht diese Neuausrichtung des Bankwesens dem Au-
tor und Initiator der Bewegung Gemeinwohl-Ökonomie Christian Felber. 
Er würde sich wünschen, dass bei der Regulierung des 
Finanzmarktes nicht nur die ökologische Komponente 
berücksichtigt, sondern an das umfassende Gemein-
wohl gedacht wird.  

„Laut Aristoteles muss jede wirtschaftliche Aktivität 
dem Wohle aller dienen“, führt Felber den Begriff der 
Gemeinwohlökonomie auf die griechische Antike zu-
rück. Seine Forderung ist, dass soziale und ethische 
Komponenten zusätzlich zu ökologischen in alle wirtschaftlichen Aktivi-
täten einfließen und reguliert werden müssen. Das entspräche eigentlich, 
wie er betont, dem umfassenden Nachhaltigkeitsbegriff, wie ihn die Ver-
einten Nationen in ihren 17 SDGs (Sustainable Development Goals) fest-
geschrieben hat. 

Felber fordert, dass alle Unternehmen, die eine Finanzbilanz erstellen müs-
sen, auch einer ethische Berichtspflicht mit nichtfinanziellen Informatio-
nen unterliegen sollen. Bei der Bewertung von Unternehmen und der Ri-
sikoprüfung im Zuge von Kreditvergaben müsste eine Bank dann nicht nur 
eine finanzielle und künftig auch klimarelevante Bewertung durchführen 

„Laut Aristoteles 
muss jede 
wirtschaftliche 
Aktivität dem 
Wohle aller 
dienen.“Christian Felber

Finanzmarktaufsicht (FMA). Sie wird als Regulierungsbehörde für die Ein-
haltung der gesetzlichen Vorgaben und das Einsammeln der Daten zu-
ständig sein. Die FMA ist selbst initiativ geworden und 
hat einen Leitfaden zum Umgang mit Nachhaltigkeits-
risiken für Banken herausgegeben.
 
„Der Leitfaden ist ganz bewusst partizipativ ent-
standen, eher untypisch für ein Aufsichtsorgan, und 
beinhaltet auch Best-Practice-Beispiele“, berichtet 
FMA-Vorstandsmitglied Eduard Müller. Mit dem Leitfaden gibt die FMA 
Banken und anderen Finanzmarktteilnehmern eine praxistaugliche Un-
terstützung für ihr Risikomanagement zur Hand. Das ist umso wichtiger, 
als auf europäischer Ebene noch vieles sehr vage gehalten ist und die kla-
re Ausgestaltung des Green Deal noch fehlt, wie Müller betont. 
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Wie erkenne ich nachhaltige Investments?

Eine einfache Frage, ohne simple Antwort. Wer sein Erspartes nachhaltig 
veranlagen möchte, hat grundsätzlich drei Optionen:

1.	 �Fragen Sie Ihren Bankberater: 
Persönliche Beratung hat viel mit Vertrauen zu tun. Es soll ja das 
beste und nicht das hauseigene Produkt verkauft werden. Was bei 
der Beratung in der Bank jedenfalls häufig fehlt, ist die Transparenz 
bei der Produktauswahl. Der WWF Österreich hat in seiner Banken-
rating-Studie aus dem Vorjahr festgestellt, dass es bislang keine 
heimische Bank gibt, „bei der Kunden einfach erkennen können, 
welche Auswirkungen ihre angesparten Gelder auf Umwelt und 
Klima haben“.

2.	 �Informieren Sie sich: 
Das geht grundsätzlich, ist aber zeitaufwändig und setzt Vorwissen 
voraus. Der Fachverband Forum Nachhaltige Geldanlagen (FNG) 
beschreibt auf seiner Webseite z.B. verschiedene Anlageprozesse, 
die zu einer nachhaltigen Geldanlage führen. Ebenso stellt der WWF 
Österreich eine Checkliste für nachhaltige Fonds und einen Leitfa-
den für nachhaltige Bankgeschäfte bereit.  
 
Wer sich selbst informiert, um auf dieser Basis eine Entscheidung zu 
treffen, muss sich jedenfalls mit Nachhaltigkeitskennzahlen, Aus-
schlusskriterien, SDGs, etc. auseinandersetzen. Das ist eher etwas für 
Profis mit entspanntem Zeitbudget.

3.	 �Richten Sie sich nach Zertifikaten: 
Das ist die einfachste und vermutlich auch die zielführendste Me-
thode. Es gibt verschiedene unabhängige Stellen, die entsprechende 
Qualitätssiegel vergeben. Das wären beispielsweise: 

•	 das Österreichische Umweltzeichen für Nachhaltige Finanzprodukte
•	 der ÖGUT Responsible Investment Standard
•	 das Europäische Transparenzlogo für Nachhaltigkeitsfonds
•	 das FNG-Siegel für nachhaltige Investmentfonds

Diese Zertifikate schaffen ein gewisses Maß an Transparenz am wach-
senden Markt der grünen Geldanlage. Gestärkt wird diese künftig zu-

sätzlich durch die Taxonomie-Verordnung der EU. Sie schafft u.a. ein ein-
heitliches Klassifizierungssystem (die „Taxonomie“), eine Art EU-Ecolabel 
für grüne Finanzdienstleistungen. Gleichzeitig wird damit Nachhaltigkeit 
per Gesetz in die Anlageberatung integriert. Künftig müssen Banken ihre 
Kunden über Nachhaltigkeits-Risiken in der Geldanlage informieren. 

– der Rating-Prozess würde um eine ethische Komponente erweitert. „Ein 
großer Schritt wäre es“, so Felber, „wenn an der Wiener Börse nur Unter-
nehmen gelistet werden, mit einer Gemeinwohlbilanz 
und einem positiven Gemeinwohlbilanzergebnis.“ 

Grundsätzlich hat der CEO der Wiener Börse, Chris-
toph Boschan, mit regulatorischen Maßnahmen kei-
ne Probleme: „Wir sind ein regulierter Markt, wer das 
nicht will, muss Kryptowährungen schürfen.“ Aber es 
braucht Standardisierungen. „Hier warten wir auf die Taxonomie“, sagt Bo-
schan, „sie wird bis in die letzte Faser des Marktes Einfluss haben.“

Der Bevölkerung „reinen Wein einschenken“

Noch ist das allerdings Zukunftsmusik. Selbst die bevorstehende Lenkung 
von Finanzströmen in Richtung klimaschonender Geschäftsmodelle und 
die daraus resultierende neue Rolle der Banken ist nur in groben Zügen 
festgelegt und beschrieben. Eduard Müller von der FMA wünscht sich da-
her rasch klare Rahmenbedingungen und Maßnahmen gegen Missbrauch. 
Wenn zukünftig günstigere Kreditkonditionen für nachhaltige Projekte 
vergeben werden, muss die tatsächliche Mittelverwendung anschließend 
ja auch kontrolliert werden. 

Ebenso wünscht sich Müller „Bewusstsein in Real- und Finanzwirtschaft 
und mündige Verbraucher“, die mit ausreichend „Financial Literacy“, also 
Finanzkompetenz, ausgestattet sind, um in der Lage zu sein, die Zusam-
menhänge zu erkennen. Für Christian Klein von der Universität Kassel ist es 
wichtig, dass man der Bevölkerung dann auch reinen Wein einschenkt: „Wir 
müssen unsere Wirtschaft umbauen, das Ganze wird teuer und wir werden 
unser Leben verändern müssen. Die andere Nachricht ist, wenn wir den Kli-
mawandel nicht aufhalten, wird es noch viel teurer.“

„Die Taxonomie 
wird bis in die letzte 
Faser des Marktes 
Einfluss haben.“Christoph Boschan
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•	 Wie schaff t man eine gelungene 
 Symbiose aus Leben und Arbeiten? 

•	 Welche Rolle spielt Nachhaltigkeit dabei? 
 Wie ändert sie unsere Jobs?

•	 Was verstehen wir in Zukunft  unter
  „Green Jobs“ – und was nicht?

•	 Und – die Gretchenfrage: Wie wird
 sich das Arbeitsleben durch Corona verändern? 

Grüne
Arbeitswelt

Vision oder 
Illusion?

VBV im Diskurs – 19. November 2020
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Österreichischen Industriellenvereinigung
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Franz Kühmayer
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Universitätsdozentin Dr. Beate Littig
Leiterin des Fachbereichs Soziologie, Institut für Höhere Studien (IHS)

Beate Littig koordiniert die Forschungsplatt-
form sozial-ökologische Transformationsfor-
schung. Sie ist Dozentin für Soziologie an der 
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das Thema „Nachhaltige Zukunft der Arbeit“.

Mag. Markus Posch
Human Resources, Erste Group Bank AG

Markus Posch war in der Erste Group für Mit-
arbeiterInnen und HR-Themen in allen Ländern 
zuständig, in denen das Unternehmen aktiv 
war. Aktuell ist er Berater des Vorstands. Er war 

viele Jahre für Philips tätig, zuletzt in Wien als Vorstand für Personal und 
Innovation.

Zu Gast: VBV IM DISKURS
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Ökosysteme statt Egosysteme

Wie wir in Zukunft arbeiten. „VBV im Diskurs“ zur beschleunigten Ver-
änderung der Arbeitswelt und der Frage, wie künftig Arbeit nachhaltig 
gestaltet werden kann. 

Dieser „Freitag der 13.“ wird vielen Menschen lange in Erinnerung blei-
ben. Die Rede ist vom 13. März 2020 und der Ankündigung des Coro-
na-Lockdowns durch die österreichische Bundesregierung. Die Kinder 
mussten mit Sack und Pack aus der Schule geholt werden, die sie dann 
für Wochen nicht mehr zu Gesicht bekamen, der Run auf WC-Papier, Nu-
deln und Trockenhefe erreichte seinen Höhepunkt und die Arbeit im Büro 
gehörte für viele vorerst einmal der Vergangenheit an. In dieser Zeit, in 
der viele Offline-Verbindungen von einem Tag auf den nächsten zusam-
menbrachen, wagten sich die Menschen zwangsläufig 
tiefer in die Online-Welt vor – etwa bei Bankgeschäf-
ten, beim Einkaufen, in der Kommunikation oder in der 
Arbeit. 

„Wir haben in manchen Bereichen einen unvorstell-
baren Digitalisierungsschub erlebt“, berichtet Silvia 
Hruška-Frank von der Arbeiterkammer Wien. Mit der 
Konsequenz, dass damit gerade auch eine Aufwei-
chung der Grenzen zwischen Privat- und Berufsleben verbunden ist, wie 
die Expertin betont. Die großflächige Einführung von Home-Office und 
die vielen Einschränkungen und Regeln für jene, deren Arbeit nicht von 
zuhause aus erledigt werden kann, führten zu Verunsicherung und zu ei-
nem enormen Beratungsbedarf – der in vielen Fällen auch nur „remote“, 
also nicht in unmittelbarer physischer Nähe, abgewickelt werden konnte. 
Seit dem ersten Lockdown gab es über 1,5 Millionen Zugriffe auf die ge-
meinsame Job- und Corona-Seite von ÖGB und AK.  Die persönliche Be-
ratung wurde ebenfalls als sehr wertvoll erlebt, im März und April 2020 
erreichten die Wiener AK mehr als 13.000 Telefonanrufe täglich.

Das Ende der Gefängniswärter

Herausfordernd sind die „neuen Zeiten“ aber auch für Arbeitgeber. Mar-
kus Posch, zu diesem Zeitpunkt noch Head of Human Resources der Erste 
Bank, kämpfte zu Beginn des ersten Lockdowns mit vielerlei organisato-

Die Zukunft 
der Arbeit 
neu denken

„Wir haben in  
manchen 
Bereichen einen 
unvorstellbaren 
Digitalisierungs-
schub erlebt.“Silvia Hruška-Frank
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rischen Hindernissen. „Wir haben gelernt, in Hybridmeetings zu arbeiten, 
virtuelle Morgenbegrüßungen eingeführt und vieles mehr.“ Allein am 
Erste Campus in Wien galt es, 4.500 MitarbeiterInnen neu zu organisie-
ren. 90 Prozent davon arbeiten seither im Homeoffice. Wenn Präsenz am 
Campus nötig ist, wird in Kohorten gearbeitet, um das Risiko gegenseiti-
ger Ansteckung möglichst gering zu halten. 

Und noch ein zentraler Aspekt hat sich für Arbeitgeber und Führungs-
kräfte entscheidend verändert: die Art und Weise, wie die Leistung der 
MitarbeiterInnen kontrolliert wird. Auch wenn sich viele Führungskräf-
te selbst als moderne ManagerInnen bezeichnen würden, so galt bisher 
doch in der Regel das Konzept der Anwesenheit. Aber „Nine to Five“ hat 
ausgedient und das führt zu Verunsicherung. „Das Ende der Anwesen-

heitspflicht ist angebrochen“, sagt Zukunftsforscher 
Franz Kühmayer.

Die Arbeitgeber, so der Experte, waren keineswegs 
vom Konzept des Homeoffice überzeugt und dann 
auch positiv überrascht, dass die anfallende Arbeit 

dennoch erledigt wurde. „Wenn Vorstände vorher wie Gefängniswärter 
alle abzählen mussten und jetzt dankbar sind, wenn trotz fehlender Kon-
trolle alles läuft, dann sagt das doch mehr über das Menschenbild der 
Führungskräfte aus, als über die MitarbeiterInnen“, meint Kühmayer. 

Für ihn ist die Corona Krise auch ein Charaktertest. Das gelte nicht nur 
im persönlichen Bereich, sondern für Unternehmen ebenso. „Wir haben 
große Solidarität gesehen, aber auch das Gegenteil. Krisen sind ein Prüf-
stand für CSR, Wertefibeln und Mission Statements. Wir als Menschen 
merken uns ja nicht nur wie, sondern mit wem wir durch die Krise gegan-
gen sind.“

Neue Rollen und kein Weg zurück

Veraltete Rollenbilder werden durch die Krise endgültig aufgebrochen. 
Markus Posch von der Erste Bank spricht von „Servant Leadership“ als 
neue Qualität. Eine Führungskraft, die dafür sorgt, dass das Team gut 
arbeiten kann und mehr Kümmerer als Boss ist. Andreas Zakostelsky, 
Generaldirektor der VBV-Gruppe betont in diesem Zusammenhang die 
Wichtigkeit von Vertrauen, dessen Bedeutung in den letzten Monaten 

enorm zugenommen hat: „Man muss Vertrauen zeigen statt Kontrolle. 
Denn Vertrauen, das man geschenkt bekommt, löst hohe Motivation 
aus“, meint Zakostelsky.

Martin Hörmann, Experte für Bildung und Gesellschaft bei der Industri-
ellenvereinigung, ist überzeugt davon, dass die Neuerungen der Arbeits-
welt, die Corona zwangsläufig mit sich gebracht hat, 
auch nach der Krise Bestand haben werden. 96 Pro-
zent aller Unternehmen, so Hörmann, mussten sich 
in den letzten Monaten mit Homeoffice beschäfti-
gen. Und Markus Posch von der Erste Bank ist über-
zeugt davon, dass dieses Rad nicht mehr zurückge-
dreht werden kann: „Alle unsere MitarbeiterInnen, 
die jetzt im Homeoffice arbeiten, möchten auch in 
Zukunft diese Form des Mobile Working wahrneh-
men. Aber niemand will nur zu Hause arbeiten. Wir werden daher in Rich-
tung Hybridarbeit gehen.“ Die physische Präsenz wird auf das notwendi-
ge Maß zurechtgestutzt.

Das nutzt jenen rund 500.000 ArbeitnehmerInnen, deren Tätigkeit nicht 
in einem Büro möglich ist, natürlich wenig. „Ich habe das Störgefühl, dass 
wir, wenn wir über die Arbeit der Zukunft sprechen, nur an das Homeof-
fice denken“, sagt Zukunftsforscher Kühmayer. Er spricht in diesem Zu-
sammenhang von einem „Orchideenthema für Privilegierte“. 

Die Zweiteilung der Arbeitswelt manifestiert sich aktuell stärker als sonst. 
Auf der einen Seite jene, die sich zum Schutz ihrer Gesundheit in ihr Heim 
zurückziehen können, und auf der anderen Seite die ArbeitnehmerInnen, 
ohne deren Anwesenheit und persönlichen Einsatz wenig bis nichts funk-
tionieren würde. Das ist nicht nur die sprichwörtliche Kassiererin an der 
Supermarktkasse. Das sind auch der Installateur, der Elektriker oder die 
Polizistin, die die Einhaltung von Regeln überwacht. 

„Die Spaltung in der Arbeitswelt zeigt sich in der Krise sehr stark“, meint Ar-
beitsrechtsexpertin Hruška-Frank. „Etwas weniger als die Hälfte kann zu-
hause arbeiten, der größere Teil muss mit der Pandemie am angestamm-
ten Arbeitsplatz mit neuen Herausforderungen zurechtkommen.“→ 

„Das Ende der 
 Anwesenheitspflicht 
 ist angebrochen.“Franz Kühmayer

„96 Prozent 
aller Unternehmen, 
mussten sich in den 
letzten Monaten 
mit Homeoffice 
beschäftigen.“Martin Hörmann
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Wer A sagt, muss auch B sagen

Geht es um die Zukunft der Arbeit, stehen zwei Aspekte im Zentrum der 
Diskussion: die Frage nach der Wichtigkeit unbezahlter bzw. ehrenamtlicher 
Arbeit und die Diskussion rund um das Thema Digitalisierung. 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt wird in den kommenden Jahren zu Pro-
zessautomatisierungen und Effizienzsteigerungen führen. Das heißt: Für 
gleich viel Arbeit wird man weniger MitarbeiterInnen benötigen. Das Ange-
bot an ArbeitnehmerInnen wird in vielen Bereichen einer sinkenden Nach-
frage nach Arbeitskraft gegenüberstehen. Wen es trifft, ist noch schwer ab-
schätzbar: Das könnte der LKW-Fahrer genauso gut sein wie der Buchhalter 
oder die Schadensreguliererin  in der Versicherung. 

Gibt es weniger Erwerbsarbeit, so wird häufig argumentiert, steigt die Be-
deutung alternativer Arbeitsformen: das sind in der Regel ehrenamtliche 
Tätigkeiten oder Aufgaben im Familienverband (Kindererziehung, Pflege 
von Alten, etc.). Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, dass auch ein 
20-Stunden-Job, gepaart mit einem Freiwilligendienst im Altenheim ein ge-
deihliches Einkommen sicherstellen muss. Ansonsten wird die neue Arbeits-
welt entweder zur sozialen Falle und/oder zum Privileg für Bessersituierte. 
Das würde die soziale Spaltung einer Gesellschaft verstärken.

Sollen Alternativen zur Erwerbsarbeit eine Chance haben, müssen auch sie 
entsprechend honoriert werden. Das können steuerliche Anreize sein, das 
kann aber auch ein bedingungsloses Grundeinkommen sein. Die Diskussi-
on um dieses Grundeinkommen wurde gerade zu Beginn der Corona-Krise 
vom subjektiven „Sozialhängematten-Bashing“ auf ein objektiveres Niveau 
gehoben.

Befürworter des bedingungslosen Grundeinkommens sehen in dem Modell 
zahlreiche Perspektiven: Würden alle bestehenden Sozialleistungen in ein 
Grundeinkommen für alle Bürger umgeformt, das eine einfache Grundver-
sorgung gewährleistet, könnte ein Anreiz geschaffen werden, zumindest 
halbtags ehrenamtlich dem gesellschaftlichen Mehrwert zu dienen. Damit 
würden drei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: die Steigerung individuel-
len Wohlbefindens, die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts samt 
Lösungspotenzial für die Frage der Pflegekrise und es wäre eine adäquate 
Antwort auf die erwartbaren Produktivitätssteigerungen der Digitalisierung. 

→ Nicht übersehen werden darf allerdings das Faktum, dass Corona auch 
und gerade im Homeoffice zu steigender psychischer Belastung geführt 
hat. Da ist zum einen das Gefühl des Eingesperrtseins und alles – Büro, 
Kinder, Heim und Beziehung – am selben Ort leisten zu müssen. Ande-
rerseits weist Kühmayer darauf hin, dass ein Drittel der Homeoffice-Wor-
ker weniger Pausen macht und ein Fünftel zu unüblichen Zeiten oder am 
Wochenende arbeitet. Gleichzeitig geben nur die Hälfte der Mitarbeite-
rInnen an, dass sie mit Anliegen und Sorgen bei ihren Vorgesetzten auf 
offene Ohren stoßen. 

Hinzu kommt die Sorge um die Sicherheit des Arbeitsplatzes und die 
grundsätzliche Frage, wie es wirtschaftlich weitergehen wird. Wir erle-
ben die größte Rezession seit 70 Jahren, gekoppelt mit sehr hoher Ar-
beitslosigkeit bzw. Menschen, die in Kurzarbeit geschickt werden.

Mehr von der alten Normalität oder ganz was Neues?

Just in dieser Situation erlangen Diskussionen zur Frage nach der Zukunft 
der Arbeit bzw. der Gestaltung einer alternativen Arbeitswelt erhöhte 
Aufmerksamkeit. Das klingt auf den ersten Blick natürlich paradox, wäre 
doch der erste Reflex in einer Krise, nach deren Ende wieder den alten 
Status quo herzustellen. Allerdings ist gerade ein derart umwälzender Ein-
schnitt dazu angetan, Grundsätzliches zu hinterfragen. Und es gibt vieles, 
das das Brennglas „Brennglas Corona“ ganz deutlich zu Tage hat treten 
lassen: Die Frage, ob auch zukünftig allen Menschen genügend Lohnar-
beit garantiert werden kann. Die Tatsache, dass es die jüngere Generation 
als nicht erstrebenswert empfindet, 40 Stunden je Woche im Büro zu ver-
bringen. Oder die Frage, inwieweit man die aktuelle Ausnahmesituation 
der Arbeitswelt mit der Klima- und Umweltkrise verknüpfen kann. 

Alternative Konzepte, die bisher eher abseits des Mainstreams diskutiert 
wurden, schaffen es nun ins breite Bewusstsein.  Etwa das Konzept von 
„nachhaltiger Arbeit“, das in akademischen Zirkeln schon einige Jahr-
zehnte behandelt wird. „Das was da als ‚grüne Wirtschaft‘ und ‚Green 
Jobs‘ diskutiert wurde, das war ein Hype, der aber schon ein bisschen ob-
solet ist, weil es sich spezifisch nur um umweltschutzrelevante Arbeit ge-
handelt hat“, stellt Beate Littig fest. Die Soziologin vom IHS weist auf den 
Human Development Report der UN von 2015 hin, in dem eine Definiti-
on von nachhaltiger Arbeit vorgenommen wurde, die sich nicht nur auf 
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ökologische Komponenten beschränkt und auch heute als Richtschnur 
genommen werden kann. Darin wird einerseits festgehalten, dass nach-
haltige Arbeit eine Arbeit ist, die der menschlichen Entwicklung förder-
lich ist und gleichzeitig schädliche ökologische Auswirkungen verringert 
oder ausschaltet. „Sie ist nicht nur für die Erhaltung unseres Planeten 
entscheidend, sondern auch um sicherzustellen, dass künftige Generati-
onen Arbeit haben“, zitiert Littig aus dem Bericht. Entscheidend ist auch, 

dass die UN in ihrem Bericht Arbeit nicht nur im Sinne 
von Erwerbsarbeit und Beschäftigungsverhältnissen 
definiert. Einbezogen in den Arbeitsbegriff werden 
auch reproduktive Arbeiten wie Kindererziehung oder 
Pflegearbeit, Ehrenamt und kreative Arbeit. 

„Wir sprechen derzeit fast nur über Angestellten-Ar-
beitswelten, weil das bis jetzt bei uns hauptsächlich so 
abläuft. Wenn wir über die Zukunft der Arbeit reden, 
müssen wir das breiter tun und nicht nur aus der per-
sönlichen Erfahrung heraus“, sagt Littig. Das wird auch 

deshalb nötig werden, weil die jüngere Generation bereits jetzt signa-
lisiert, andere Erwartungen an ihre Arbeit zu stellen als ihre Eltern und 
Großeltern. „Die Vereinbarkeit des Berufslebens mit den privaten In-
teressen steht bei jungen Erwachsenen an erster Stelle“, zitiert Martin 
Hörmann eine Erhebung der Industriellenvereinigung. Damit verliert die 
Vollzeitanstellung ihren Reiz oder ist gar nicht mehr erstrebenswert. 

Wie ökologisch nachhaltig ein Arbeitgeber ist, spiele bei jüngeren Jobsu-
chenden ebenfalls eine wesentliche Rolle, berichtet Andreas Zakostelsky 
von seinen Erfahrungen in der VBV Group. „Für uns ist daher ganz zentral, 
dass die Arbeit als sinnstiftend wahrgenommen wird. Und wenn Arbeit 
Freude macht und sinnstiftend ist, dann entkrampft sich auch das Thema 
Arbeits- versus Privatleben.“ 

Hohe Erwartungen und wenig Perspektive?

Es macht allerdings einen Unterschied, ob man freiwillig auf die Voll-
zeitstelle verzichtet oder gar keine Aussicht auf eine solche hat. Gerade 
junge Menschen erleben durch die Corona-Krise keinen optimalen Start 
ins Berufsleben. „Was passiert mit der Generation Corona?“, fragt Beate 
Littig. „Die Zugänge zum Arbeitsmarkt sind nicht so leicht in der Krise, es 

gibt weniger Praktikumsplätze und Ausbildungsstellen.“ Für einige gäbe 
es Chancen, für manche werde es schwierig werden, prognostiziert die 
Expertin. „Soziale Ungleichheit hat sich ohnehin bereits durch die Krise 
verschärft. Denn jemand, der vorher schon prekär beschäftigt war, der ist 
jetzt noch prekärer beschäftigt oder gar nicht“, so die Wissenschaftlerin.
Wie also das weitere Auseinanderdriften verhindern? Gleichzeitig die 
Arbeitswelt nicht nur auf Erwerbsarbeit reduzieren und dabei aber den 
Menschen weltweit ein gedeihliches Leben in einer lebenswerten Um-
welt mit sinnstiftenden Aufgaben ermöglichen? Das erscheint unwahr-
scheinlich inmitten einer weltweiten Rezession. Oder ist gerade diese 
Krise das „Window of Opportunity“, wo vieles neu gedacht werden kann? 
„Die Sensibilität für Disruption ist durch Corona gestiegen“, sagt Franz 
Kühmayer, „jeder hat das Gefühl, es kann etwas passieren, was die Welt 
verändert und dann lautet die Frage: Wie reagiere ich darauf?“

Näher waren wir der guten Arbeit noch nie

Die Verbindung der ökologischen Transformation der Wirtschaft mit der 
Digitalisierung und Automatisierung ist Inspirations-
quelle und Treiber für eine neue Arbeitswelt. „Wie 
sieht unsere nachhaltige digitale Zukunft aus?“, das 
ist für Beate Littig die Frage, die alle Arbeitsbereiche 
betrifft.
 
Auch aus der Perspektive des Bank-Managers plädiert 
Markus Posch dafür, dass der Klimawandel nicht nur 
als Belastung, den Klimawandel nicht nur als Belas-
tung, sondern als Chance zu sehen und für das eige-
ne Unternehmen zu nutzen. Er ist überzeugt: „Wer versucht, die Klima- 
chance auf die großen Länder abzuwälzen, der verliert ökonomisch, 
geistig und intellektuell an Boden und wird weltweit zu den Verlierern 
gehören.“ Für den HR-Manager ist dabei ganz zentral, den Menschen 
aufzuzeigen, welche Qualifikationen in Zukunft benötigt werden. „Mit 
Begriffen wie Ökologisierung und Nachhaltigkeit können Mitarbeite-
rInnen nichts anfangen. Generalisierungen helfen hier wenig, man muss 
ganz konkret aufzeigen, wie diese Trends jeweils den einzelnen Men-
schen betreffen werden.“

„Wenn wir über 
die Zukunft der  

Arbeit reden, 
müssen wir das 
breiter tun und 

nicht nur aus der 
persönlichen Er-

fahrung heraus.“Beate Littig

„Wer versucht, 
die Klimachance 
auf die großen 
Länder abzuwälzen, 
wird weltweit zu 
den Verlierern 
gehören.“Markus Posch
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Ein Perspektivenwechsel könnte dadurch vollzogen werden, dass man 
aufhört, das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts als einzigen Faktor 
zur Bewertung des Erfolgs einer Volkswirtschaft heranzuziehen. „Ein Ziel 
wäre es, qualitative Aspekte mit quantitativen zu verbinden“, erklärt Be-
ate Littig. „Wenn es um Wohlstand geht, könnte auch der gesellschaft-
liche Zusammenhalt bewertet werden, oder wenn wir die Güte von Ar-
beit auch im Hinblick auf soziale, sozialpsychologische und ökologische 
Konsequenzen messen.“ Eine Idee, der auch die Industriellenvereinigung 
durchaus etwas abgewinnen kann, wie Martin Hörmann betont. Die Mes-
sung und Darstellung, wie es der Gesellschaft als Gesamtheit geht, wäre 
sicherlich „ein Werbeeffekt für den Standort Österreich“, sagt Hörmann. 
Trotz dieser interessanten Ansätze besteht die Befürchtung, dass auf-
grund der wirtschaftlichen Probleme und hoher Arbeitslosenzahlen  auf 
Vorurteile und überkommene Muster zurückgegriffen wird. Arbeiter-
kammer-Expertin Silvia Hruška-Frank hat Bedenken, ob die Krise auto-
matisch zur Neuorientierung genutzt werden wird: „Sowohl Zivilgesell-
schaft als auch Politik müssen ganz viel tun, wenn wir unseren Kindern 
eine lebenswerte Welt hinterlassen wollen. Man darf jetzt nicht in die alte 
Bequemlichkeit zurückfallen“, sagt Hruška-Frank. Für sie ist der demo-
kratische Prozess bei der Ausgestaltung der neuen Arbeitswelt enorm 
wichtig. „Interessensausgleich war in Österreich immer ein guter Weg, 
mit dem wir weit gekommen sind.“

Andreas Zakostelsky sieht eine Dreiteilung der Herausforderungen, vom 
gesunden Arbeitsplatz, über diverse betriebsökologische Aktivitäten bis 
hin zu nachhaltigen Ansätzen im Kerngeschäft der Unternehmen. Ab-
schließend sieht er es als zentral für Arbeitgeber und Arbeitnehmer an, 
dass die Arbeit als sinnstiftend empfunden werden muss.

Vom Verzichtdenken ins Gegenteil zu kommen, ist für 
Franz Kühmayer der Schlüssel für das Gelingen der 
Transformation. „Es ist eine lohnende Zukunft, auf die 
wir zusteuern. Und es ist auch ökonomisch sinnvoll, 
jetzt das Fortkommen aller in den Mittelpunkt zu stel-

len“, sagt der Zukunftsforscher. „Die Zeit der Egomanen ist vorbei. Wir 
müssen Egosysteme in Unternehmen und bei Führungskräften abbau-
en.“ Dafür konkrete Konzepte, Benchmarks und Messinstrumente zu 
kreieren wird eine Herausforderung, aber näher waren wir der Idee eines 
guten Lebens und Arbeitens für alle noch nie.

„Die Zeit der  
Egomanen ist 

vorbei.“
Franz Kühmayer

Was bedeutet Corona aus Ihrer ganz persönlichen Sicht für die Arbeit-
nehmerInnen? Was hat sich geändert? Ist das nachhaltig?

Die Corona-Pandemie wirkt wie ein Brennglas für strukturelle Ungleich-
heiten in der Gesellschaft und am Arbeitsmarkt. ArbeitnehmerInnen, die 
schon vor der Krise zu benachteiligten Gruppen gezählt haben – Frauen, 
Jugendliche, Menschen mit Migrationshintergrund oder prekär Beschäf-
tigte – leiden besonders unter den sozialen und wirtschaftlichen Folgen 
der Krise. Viele haben aufgrund von Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit we-
niger Einkommen zur Verfügung und sind von Armut bedroht. Andere 
Gruppen – vor allem Frauen – zählen zu den Leistungsträgerinnen dieser 
Krise und bekommen dafür jedoch wenig entgeltliche Anerkennung. 

Die durch Covid-19 ausgelöste Sozial- und Wirtschaftskrise lässt massive 
negative Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung von Wohlstand 
und Wohlergehen in Österreich erwarten. Der österreichische Weg um-
fassender sozialpartnerschaftlicher Mitbestimmung, der auf Dialog und 
Interessensausgleich setzt, ist für die nachhaltige Sicherung von Wohl-
stand und Wohlergehen daher aktueller denn je. So stellt die sozialpart-
nerschaftliche Kurzarbeitslösung in der Krise einen neuerlichen Beleg 
für die hohe Funktionsfähigkeit der Sozialpartnerschaft dar.  Der gut 
ausgebaute Sozialstaat und das österreichische Wohlstandsmodell sind 
eine gute Voraussetzung, um negative Auswirkungen zu bekämpfen und 
rasch wieder zum hohen Niveau der Vorkrisenzeit zurückzugelangen. 
Damit sich die Krise nicht verfestigt, braucht es jedoch eine umfassende 
Arbeitsmarkt-, Beschäftigungs- und Qualifizierungsoffensive im Kontext 
eines sozialökologischen und digitalen Wandels. 

Renate Anderl 
Präsidentin der AK Wien und der Bundesarbeitskammer

Gastkommentar:  
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Wie soll aus Ihrer Sicht eine nachhaltige Arbeitswelt in 10 Jahren ausse-
hen? Wie werden wir dann im Idealfall arbeiten?

Wir stehen vor gewaltigen gesellschaftlichen Umbrüchen. Die Digita-
lisierung schreitet immer weiter voran, es braucht sozialökologische 
Investitionen, um der Klimakatastrophe entgegenzuwirken. Diese Um-
brüche treffen auch massiv die Arbeitswelt. In diesem Zusammenhang 
ist es wichtig, dass alle ArbeitnehmerInnen von einer sozialökologischen 
Transformation und einem digitalen Wandel profitieren. Das bedeu-
tet, dass es zum einen Investitionen in umweltfreundliche Technologie 
braucht, zum anderen aber auch umfassende Umschulungen im Ge-
sundheits- und Pflegebereich, Weiterbildungsmaßnahmen für Arbeit-
nehmerInnen aus ressourcenintensiven Sektoren, Bildungsangebote für 
Zukunftsbranchen bis hin zu gemeinnütziger Beschäftigung nach dem 
Vorbild der „Aktion 20.000“. 

Ein weiterer entscheidender Faktor, der nachhaltig unsere Lebensquali-
tät und unseren Wohlstand beeinflusst und den wir besonders jetzt wäh-
rend der Covid-19-Pandemie zu schätzen gelernt haben, ist die Gesund-
heit. Gerade der strukturelle und gesellschaftliche Wandel in Richtung 
einer zunehmend wissens- und technologiebasierten Dienstleistungs-
gesellschaft macht verbesserte Angebote erforderlich. Ein Schwerpunkt 
muss dabei auf dem Erhalt der psychischen Gesundheit liegen. Aber auch 
physische Belastungen in der Arbeitswelt müssen reduziert werden. Ar-
beitnehmerInnenrechte sowie die betriebliche Mitbestimmung müssen 
gestärkt werden und Arbeit muss sowohl fair bezahlt, als auch gerechter 
verteilt werden –  das gilt sowohl für die Erwerbstätigkeit als auch für die 
unbezahlte Reproduktionsarbeit. Innovative Formen von Arbeitszeitver-
kürzung – leichtere Erreichbarkeit der sechsten Urlaubswoche, Anspruch 
auf eine Vier-Tage-Woche, Zeitguthaben u.v.m – können zudem helfen, 
materiellen Wohlstand auch in Zeitwohlstand umzusetzen und so maß-
geblich zu mehr Lebensqualität und einer nachhaltigeren Arbeitswelt 
beitragen. 

Was müssen Unternehmen, was Politik und was Gesellschaft dazu in den 
nächsten Jahren beitragen? Was muss aus Ihrer Sicht anders werden?

Wirtschaftswachstum ist nach wie vor der zentrale Referenzwert zur 
Beurteilung der Wohlstandsentwicklung. Fragen der Verteilung, der 
Gesundheit oder der Umweltsituation werden bestenfalls ergänzend 
wahrgenommen. Gerade im Diskurs um die nachhaltige Entwicklung von 
Wohlstand und Wohlergehen muss jedoch ein besonderes Augenmerk 
darauf gelegt werden, wie dieser Wohlstand zustande kommt (Arbeits-
welt), wer in welchem Ausmaß davon profitiert und wie nachhaltig er 
gesichert ist (ökologisch und ökonomisch). Österreich ist ein Land mit 
einem sehr hohen Wohlstandsniveau. Wir müssen aber daran arbeiten, 
dass dieser Wohlstand allen Menschen zugutekommt. 

Die Covid-19-Krise stellt Wirtschaft und Gesellschaft nicht nur kurzfris-
tig vor neue Herausforderungen. Mittelfristig stehen wir vor heftigen ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Verteilung der Lasten der 
Covid-19-Krise, aber auch der Klimakrise. Es geht darum, dass die Fol-
gekosten der Krise nicht neuerlich bei den 99 Prozent der Gesellschaft 
verbleiben, sondern dass aktiv soziale Gruppen mit größeren finanziellen 
Möglichkeiten in steuerliche Verantwortung gebracht werden. Um einer 
sozialökologischen Transformation gerecht zu werden, braucht es zudem 
öffentliche Investitionen in Klimaschutz sowie auch in Bereichen des All-
tagslebens – Wohnen, Gesundheit und Pflege, Aus- und Weiterbildung, 
Kinderbetreuung und öffentlicher Verkehr. Dabei handelt es sich um Be-
reiche, deren Systemrelevanz in der Covid-19-Krise offensichtlich wurde, 
die aber auch abseits von Krisen wesentlich zur Lebensqualität beitragen 
und die rasch und effizient zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen und regionaler Wertschöpfung genutzt werden können. Gerade die 
Schaffung von neuen Arbeitsplätzen, Umschulungen und Weiterbildun-
gen sowie eine Jobgarantie für Langzeitarbeitssuchende sind zentrale 
Punkte, um den Arbeitsmarkt nachhaltig zu gestalten. 

GastkommENTAR
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tomatisch und braucht die Anstrengung aller Beteiligten. Vieles deutet dar-
auf hin, dass zumindest aber ein hybrides Arbeiten erhalten bleibt. Sowohl 
die räumliche als auch die zeitliche Verteilung der Arbeit wird sich langfristig 
an den in der Krise neu etablierten Standards orientieren. So wird auch eine 
Balance aus virtueller und physisch präsenter Bürokultur gefunden werden 
müssen. 

Effekte auf die Nachhaltigkeit sehe ich vor allem in der Reduktion des öko-
logischen Fußabdrucks im Bereich der Mobilität (Verringerung des Pendler-
verkehrs, fokussiertere internationale Reisetätigkeit). Offen bleibt, ob diese 
Veränderungen auch langfristig erhalten bleiben werden.

Wichtig zu bedenken ist, dass zunehmende Digitalisierung vorerst auch zu 
steigendem Energieverbrauch des Informations- und Kommunikationstech-
nologie-Sektors führt. Hier muss an Lösungen gearbeitet werden, damit Re-
bound-Effekte den Einsparungseffekten nicht entgegenwirken.

Was müssen Unternehmen, was muss die Politik und was die Gesellschaft 
dazu in den nächsten Jahren beitragen? Was muss aus Ihrer Sicht anders 
werden?

Im Bereich der Mitarbeiterentwicklung wird in Zukunft noch viel mehr Au-
genmerk auf Eigenverantwortung und Selbstorganisation gelegt werden 
müssen. Die Reform der Arbeitszeit war hier nur ein erster Schritt. Was 
es braucht, ist eine weitere Flexibilisierung und Überarbeitung der derzeit 
geltenden arbeitsrechtlichen Bedingungen, um Rechtsunsicherheit und 
Grauzonen - auch im Bereich „Working from Home“ zu vermeiden. Auf der 
steuerlichen Ebene ist ein Homeoffice-Absetzbetrag in der Arbeitnehmer-
veranlagung denkbar.

Eine wesentliche Grundvoraussetzung für die neue Arbeitswelt ist der flä-
chendeckende Ausbau der Infrastruktur. Eine funktionierende und prob-
lemlose Nutzung zu beruflichen Zwecken von daheim aus braucht eine sta-
bile und schnelle Internetverbindung in den österreichischen Haushalten, 
damit beispielsweise Videokonferenzen leichter und flüssiger durchgeführt 
werden können.

Christoph Neumayer
Generalsekretär der Industriellenvereinigung

Was bedeutet Corona aus Ihrer persönlichen Sicht für die Unternehmen 
und Führungskräfte? Was hat sich geändert? Ist das nachhaltig?

Für Unternehmen führt die Corona-Situation zu großen finanziellen und 
organisatorischen Herausforderungen. Die Gesamtlage erfordert es, sich 
auf mitunter ungewohntes Terrain zu wagen. Das ist nichts Schlechtes, im 
Gegenteil: Es geht darum, Neues auszuprobieren und Lösungen für die Wei-
terführung der täglichen Arbeit zu finden. Dieser Katalysator führt nicht nur 
zu einer Änderung der betrieblichen Routinen, sondern ist auch Initiative 
für die Schaffung von neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen. Hier gilt 
es, die individuellen Bedürfnisse von Arbeitgeber- und Arbeiternehmersei-
te optimal mit den wirtschaftlichen Zielen der Unternehmen verknüpfen.  
Stichwort: Ein Arbeitsrecht, das den heutigen Anforderungen entspricht.

Für Führungskräfte bedeutet Corona eine Neudefinition des Verhältnisses 
zwischen ihnen und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Eine produk-
tive Zusammenarbeit über digitale Plattformen und aus der Distanz setzt 
eine stabile Vertrauensbasis zwischen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
einerseits und Beschäftigten andererseits voraus. Führungspersonen entwi-
ckeln sich noch mehr zu Teammanagerinnen und -managern.

Wie soll aus Ihrer Sicht eine nachhaltige Arbeitswelt in 10 Jahren ausse-
hen? Wie werden wir dann im Idealfall arbeiten?

Die Corona-Krise erweist sich als Katalysator, der unsere Arbeitswelt agiler, 
flexibler, digitaler und womöglich nachhaltiger macht. Das passiert nicht au-
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Wesentlich wird auch der Ausbau der Kinderbetreuung sein. „Working from 
Home“ soll und darf nicht dazu führen, dass die Betreuung der Kinder lei-
det. Die Sicherstellung einer zuverlässigen, fl ächendeckenden und qualita-
ti v guten Kinderbetreuung für alle, die diese brauchen (insbesondere für 
Menschen ohne Möglichkeit von zuhause aus zu arbeiten) und in Anspruch 
nehmen wollen. Auch braucht es eine klare und transparente Kommunika-
ti on dazu sowie möglichst einheitliche Regeln. Dieses Angebot, gerade für 
Kleinkinder, ist nicht zuletzt ein sehr wichti ger Faktor bei der Beschäft igung 
von Frauen (auch wenn sie von zuhause aus arbeiten). Ohne ergänzende 
Maßnahmen zur Verbesserung der unterstützenden Infrastruktur könnte 
sich die Belastung insbesondere für Frauen weiter erhöhen – das hat die 
aktuelle Krise gezeigt.
 

GaStKOMMENtaR

Die VBV-Gruppe trägt als führender anbieter von betrieblicher alters-
vorsorge mit ihrer Pensionskasse (betriebliche Zusatzpension) und ihrer 
Vorsorgeklasse (abfertigung NEU) zur Sicherung der Lebensqualität der 
Menschen bei.

Seit Jahrzehnten grün und erfolgreich
Die VBV ist als Nachhaltigkeits-Pionier in Österreich seit 2002 aktiv, damals 
wurden bereits die ersten nachhaltigen Aktienfonds für die VBV gegrün-
det. Bald danach wurde mit 
Partnern ein nachhaltiger Ak-
tienindex, der VÖNIX, initiiert – 
einer der ersten in Europa.

VBV misst CO2-fußabdruck 
und arbeitet an Verringerung 
Die VBV-Pensions- und die 
VBV-Vorsorgekasse haben das 
Montréal Carbon Pledge Ab-
kommen unterzeichnet – die 
Vorsorgekasse sogar 2015 als erstes Finanzinstitut im deutschsprachi-
gen Raum. Damit haben sich beide Unternehmen dazu verpfl ichtet, den 
CO2-Fußabdruck ihres Portfolios zu messen und zu veröff entlichen. Die 
Vorsorgekasse hat sich als Ergebnis völlig aus Veranlagungen zurück-
gezogen, die mehr als fünf Prozent ihres Umsatzes mit dem Abbau bzw. 
Handel von Kohle erwirtschaft en.

IHS-Studie bestätigt: Grüne Veranlagung macht Sinn!
Das IHS hat am Beispiel der Portefeuilles der VBV erstmals die Wirkung von 
nachhaltigen Investments untersucht und dabei bestätigt: Eine Förderung 
von umwelt- und klimarelevanten Investitionen in der betrieblichen Alters-
vorsorge ist jedenfalls sinnvoll.

VBV als Partner zahlreicher Nachhaltigkeits-Initiativen
Der VBV sind gelebte Partnerschaft en auch im Nachhaltigkeitsbereich seit 
langem sehr wichtig. So ist die VBV u.a. Partner der  WWF Climate Group, 
der Ökoregion Kaindorf, von respACT – austrian business council for sus-
tainable development und unterstützt das Klima Volksbegehren. 

Die VBV geht mit Nachhaltigkeit voran
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